
Vorlagefragen 

1. Steht Paragraph 8 Nr. 3 der mit der Richtlinie 1999/70/EG 
durchgeführten Rahmenvereinbarung einer innerstaatlichen 
Regelung (wie Art. 2 Abs. 1bis des D. lgs. Nr. 368/2001) 
entgegen, durch die in Umsetzung der Richtlinie 
1999/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der EGB- 
UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeits­
verträge in das innerstaatliche Recht ein „auf keinen Grund 
abstellender“ Tatbestand für die befristete Einstellung von 
Beschäftigten der SpA Poste Italiane eingeführt wurde? 

2. Reicht es zur Rechtfertigung einer Verschlechterung der vor­
hergehenden Regelung für befristete Arbeitsverträge und da­
für, dass das Verbot von Paragraph 8 Nr. 3 der mit der 
Richtlinie 1999/70/EG durchgeführten Rahmenvereinbarung 
nicht eingreift, aus, wenn der nationale Gesetzgeber einen 
beliebigen Zweck verfolgt, vorausgesetzt, dass er nicht in der 
Umsetzung der erwähnten Richtlinie besteht, oder ist es 
erforderlich, dass dieser Zweck nicht nur zumindest glei­
chermaßen schützenswert ist wie der mit einer Sanktion 
bewehrte Zweck, sondern auch ausdrücklich „erklärt“ wird? 

3. Steht Paragraph 3 Nr. 1 der mit der Richtlinie 1999/70/EG 
durchgeführten Rahmenvereinbarung einer innerstaatlichen 
Regelung (wie Art. 2 Abs. 1bis des D. lgs. Nr. 368/2001) 
entgegen, durch die in Umsetzung der Richtlinie 
1999/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der EGB- 
UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeits­
verträge in das innerstaatliche Recht ein „auf keinen Grund 
abstellender“ Tatbestand für die befristete Einstellung von 
Beschäftigten der SpA Poste Italiane eingeführt wurde? 

4. Steht der allgemeine gemeinschaftsrechtliche Grundsatz der 
Nichtdiskriminierung und der Gleichheit einer innerstaatli­
chen Regelung (wie Art. 2 Abs. 1bis des D. lgs. Nr. 
368/2001) entgegen, durch die in Umsetzung der Richtlinie 
1999/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der EGB- 
UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeits­
verträge in das innerstaatliche Recht ein „auf keinen Grund 
abstellender“ Tatbestand eingeführt wurde, der die Beschäf­
tigten der SpA Poste Italiane sowie im Vergleich zu dieser 
Gesellschaft auch andere Unternehmen desselben Sektors 
oder eines anderen Sektors benachteiligt? 

5. Stehen die Art. 82 Abs. 1 EG sowie 86 Abs. 1 und 2 EG 
einer innerstaatlichen Regelung (wie Art. 2 Abs. 1bis des D. 
lgs. Nr. 368/2001) entgegen, durch die in Umsetzung der 
Richtlinie 1999/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der 
EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Ar­
beitsverträge in das innerstaatliche Recht ein „auf keinen 
Grund abstellender“ Tatbestand zugunsten allein der SpA 
Poste Italiane (Unternehmen mit vollständig öffentlichem 
Kapital) eingeführt wurde, so dass ein Fall der Ausnutzung 
einer beherrschenden Stellung entstanden ist? 

6. Sollten die vorhergehenden Fragen zu bejahen sein: Hat das 
nationale Gericht die gegen das Gemeinschaftsrecht versto­
ßende innerstaatliche Regelung unangewendet zu lassen? 

Vorabentscheidungsersuchen des Krajský súd v Prešove 
(Slowakische Republik), eingereicht am 9. Februar 2010 

— POHOTOVOSŤ s. r. o./Iveta Korčkovská 

(Rechtssache C-76/10) 

(2010/C 134/25) 

Verfahrenssprache: Slowakisch 

Vorlegendes Gericht 

Krajský súd v Prešove 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: POHOTOVOSŤ s. r. o. 

Beklagte: Iveta Korčkovská 

Vorlagefragen 

1. Erste Vorlagefrage 

a) Hat die Angabe über die Gesamtkosten für den Verbraucher, 
ausgedrückt als Prozentsatz (effektiver Jahreszins), solches 
Gewicht, dass, wenn sie nicht im Vertrag enthalten ist, die 
Kosten des Verbraucherkredits nicht als transparent, hinrei­
chend klar und verständlich angesehen werden können? 

b) Lässt der Rahmen des durch die Richtlinie 93/13/EWG ( 1 ) 
des Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln 
in Verbraucherverträgen gewährleisteten Verbraucherschut­
zes es zu, dass in einem Vertrag über einen Verbraucher­
kredit wegen unzureichender Transparenz und Verständlich­
keit auch die Vereinbarung über die Kosten als missbräuch­
liche Klausel angesehen werden, wenn im Vertrag die An­
gabe über die Gesamtkosten des Verbraucherkredits in Pro­
zentpunkten fehlt und die Kosten (des Kredits) nur durch 
einen Geldbetrag zum Ausdruck kommen, der sich aus zahl­
reichen Nebenkosten zusammensetzt, die zum Teil im Ver­
trag und zum Teil in den Allgemeinen Geschäftsbedingun­
gen aufgeführt sind?
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2. Zweite Vorlagefrage 

a) Ist die Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 
über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen da­
hin auszulegen, dass ein nationales Gericht, das über einen 
Antrag auf Zwangsvollstreckung aus einem in Abwesenheit 
des Verbrauchers ergangenen rechtskräftigen Schiedsspruchs 
entscheidet, verpflichtet ist, von Amts wegen die Unverhält­
nismäßigkeit einer Sanktion zu prüfen, die in dem vom 
Kreditgeber mit dem Verbraucher geschlossenen Kreditver­
trag enthalten ist, sobald es über die hierzu erforderlichen 
Informationen über die rechtliche und sachliche Lage ver­
fügt, wenn nach den Bestimmungen seines nationalen Ver­
fahrensrechts eine solche Beurteilung im Rahmen vergleich­
barer Verfahren nach nationalem Recht vorgenommen wer­
den kann? 

b) Obliegt es diesem Gericht, wenn es sich um eine unverhält­
nismäßige Sanktion bei Nichterfüllung der Verpflichtungen 
des Verbrauchers handelt, alle Konsequenzen zu ziehen, die 
sich daraus nach nationalem Recht ergeben, um sich zu 
vergewissern, dass diese Klausel für den Verbraucher unver­
bindlich ist? 

c) Kann eine Sanktion in Höhe von 0,25 % täglich, also 
91,25 % jährlich, aus dem Betrag des zurückzuführenden 
Kredits wegen ihrer Unverhältnismäßigkeit als missbräuch­
lich angesehen werden? 

3. Dritte Vorlagefrage 

Lässt es der Rahmen des Verbraucherschutzes im Geltungs­
bereich der Rechtsvorschriften der Union (Richtlinie 
93/13/EWG, Richtlinie 2008/48/EG ( 2 ) des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 23. April 2008 über Verbraucher­
kreditverträge und zur Aufhebung der Richtlinie 87/102/EWG 
des Rates) für Verbraucherkreditverträge zu, dass, wenn durch 
den Vertrag die Vorschriften zum Verbraucherschutz in den 
Verbraucherkrediten umgangen werden und auf der Grundlage 
dieses Vertrags bereits Antrag auf Vollstreckung einer aufgrund 
eines Schiedsspruchs ergangenen Entscheidung gestellt wurde, 
das Gericht die Zwangsvollstreckung aussetzt oder die Vollstre­
ckung gegen den Schuldner nur im Umfang des nicht zurück­
geführten Teils des gewährten Kredits anordnet, wenn nach den 
nationalen Vorschriften eine solche Beurteilung des Schieds­
spruchs vorgenommen werden kann und das Gericht über die 
erforderlichen Informationen über die rechtliche und sachliche 
Lage verfügt? 

( 1 ) ABl. L 95, S. 29. 
( 2 ) ABl. L 133, S. 66. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal Supremo 
(Spanien), eingereicht am 12. Februar 2010 — Telefónica 
Móviles España S.A./Administración del Estado (Secretaría 

de Estado de Telecomunicaciones) 

(Rechtssache C-85/10) 

(2010/C 134/26) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal Supremo 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Telefónica Móviles España S.A. 

Beklagter: Administración del Estado (Secretaría de Estado de 
Telecomunicaciones) 

Vorlagefragen 

1. Sind Art. 11 Abs. 2 der Richtlinie 97/13/EG ( 1 ) des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 10. April 1997 
über einen gemeinsamen Rahmen für Allgemein- und Ein­
zelgenehmigungen für Telekommunikationsdienste und ins­
besondere die Notwendigkeit, die optimale Nutzung knap­
per Ressourcen sicherzustellen und die Entwicklung innova­
tiver Dienste zu fördern, dahin auszulegen, dass sie einer 
nationalen Regelung entgegenstehen, durch die der Ertrag 
aus einer Abgabe auf diese Art von Ressourcen (Gebühr 
für die Nutzung des Frequenzspektrums) von dem spezi­
fischen Zweck, der ihr zuvor ausdrücklich zugewiesen war 
(Finanzierung von Forschung und Weiterbildung im Tele­
kommunikationsbereich sowie Erfüllung von Gemeinwohl­
verpflichtungen) abkoppelt wird, ohne dass ihr ein anderer 
besonderer Zweck zugewiesen wird? 

2. Stehen Art. 11 Abs. 2 und insbesondere die Notwendigkeit, 
die optimale Nutzung knapper Ressourcen sicherzustellen 
und die Entwicklung innovativer Dienste zu fördern, einer 
nationalen Regelung entgegen, durch die ohne ersichtliche 
Rechtfertigung die Gebühren für das digitale DCS 1800- 
System beträchtlich heraufgesetzt werden, während sie für 
die analogen Systeme der ersten Generation wie TACS un­
verändert bleiben? 

( 1 ) ABl. L 117, S. 15.
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